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Kann die Krankenhauskrise die unter einer 
Nachfrageschwäche leidende 
Restrukturierungsbranche gesunden? 

 

 

Vorbemerkung 
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• Es wird ein Krankenhaussterben (weiter) 
geben. 

• Die Schließungen sind meist geordnete 
Markaustritte ungewollter Standorte und 
Kapazitäten. 

• Insolvenzen wird es aber im Einzelfall dann 
geben, wenn Anpassungen (auch 
Stilllegungen) nicht rechtzeitig 
vorgenommen werden. 

 

 

 

 

Thesen 
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Krankenhäuser arbeiten  

in einem Markt sui generis: 

• Angebot und Nachfrage sind nur bedingt 
betriebswirtschaftlich relevante Größen, 

• Budgetverhandlungen und Fallpauschalen 
bestimmen die Einnahmesituation und sind 
somit regulatorisch begrenzt, 

• die Kostenseite unterliegt hingegen 
marktwirtschaftlichen Bedingungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Markt 
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Es gibt für die Krankenhäuser  

2 positive Marktsignale: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Markt 
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1. Die Krankenhausfälle steigen an: 

 

 

 

Markt 
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2. Die Ausgaben (der Krankenkassen) steigen: 

 

 

 

Markt 
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Trotz scheinbar guter Aussichten wegen einem 
wachsenden Markt wird ein düsteres Szenario 
für die meisten Krankenhäuser prophezeit! 

 

Denn auf den zweiten Blick sind negative 
Marktentwicklungen hinsichtlich eines hohen 
Effizienz- und Kostendrucks festzustellen: 

 

 

 

Markt 
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Ein Anzeichen für höheren Kostendruck:  

Die Zahl der beschäftigten Ärzte nimmt zu. 

 

 

 

Markt 
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Ein Anzeichen für gesunkene Rentabilität:  

Die Auslastung verringert sich trotz sinkender 
Bettenzahlen 

 

 

Markt 
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Ein Anzeichen für Effizienzdruck: 

Die Fallzahlen steigen, die Verweildauer singt 

 

 

 

Markt 
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Die Folge:  

 

 

 

 

Markt 

Anzahl der Krankenhäuser 

Anzahl der Fälle 
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Ein dramatisches Krankenhaussterben wird 
prognostiziert: 

 

 

 

 

Markt 
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Wirtschaftliche Lage in Zahlen: 

 

Nicht einmal jedes zweite Krankenhaus kann mit 
Überschüssen wirtschaften! 

 

Anteil der Krankenhäuser mit… 

    2012  2013 

Jahresüberschuss  42 %  46 % 

ausgeglichenem Ergebnis  7 %  12 % 

negativem Ergebnis  51 %  42 % 

 

Krankenhausbarometer DKG, 2013   

 

 

 

 

Markt 
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Die Gründe sind: 
 

• (1) Politisch gewollte 
 Ressourcenverknappung 

 

• (2) Spardiktate in den Länderhaushalten 
 

• (3) Folge des 2003 eingeführten  Kranken-  
 hausfinanzierungssystems (DRG) 

 

 

 

Markt 
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(zu 1) Politisch gewollte 
 Ressourcenverknappung 

 

 

 

 

 

Markt 
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(zu 1) Politisch gewollte 
 Ressourcenverknappung 
 

PRESSEMITTEILUNG 2.9.2015: 

ABBAU VON KRANKENHÄUSERN STEIGERT VERSORGUNGSQUALITÄT GKV-

SPITZENVERBAND 

 

„Es müssen Kliniken geschlossen werden, um die Patientenversorgung zu verbessern“, forderte 

der stv. Vorstandsvorsitzende des GKV-Spitzenverbandes, Johann-Magnus v. Stackelberg, 

gegenüber der Funke-Mediengruppe anlässlich der geplanten Krankenhausreform. „Vor allem 

Kliniken, die unzureichende Qualität liefern, sollten vom Netz genommen werden.“ Gerade weil es 

in Deutschland, vor allem in Ballungszentren, zu viele Krankenhäuser gibt, sei es einem Patienten 

nicht zumutbar, wenn ihm Leistungen angeboten würden, die schlechter seien als in anderen 

Kliniken.  

Aktuelle Zahlen zeigen, dass die Krankenhäuser allein von den Krankenkassen im letzten Jahr 68 

Milliarden Euro erhalten haben. Im Zehn-Jahres-Vergleich ist das ein Anstieg um 44 Prozent. Im 

Zusammenspiel von regulären Ausgabensteigerungen und der Klinikreform erwartet der GKV-

Spitzenverband im kommenden Jahr den Rekordbetrag von 73 Milliarden Euro, der an die 

Kliniken gehen wird.  

 

 

 

 

Markt 
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(zu 1) Politisch gewollte 
 Ressourcenverknappung 

 

 

 

 

 

Markt 

Aus dem 

Ärzteblatt16/2013 
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(zu 2) Spardiktate in den Länderhaushalten 

 

 

 

Markt 
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(zu 3) Folge des 2003 eingeführten Kranken-
hausfinanzierungssystems (DRG) 

 

 

 

Markt 
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Die Änderung der Marktbedingungen  

führt zu einer anderen Trägerlandschaft: 

 

 

 

Markt 
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Die großen Krankenhauskonzerne profitieren: 

 

 

 

 

Markt 
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Seit 1972 teilen sich die Bundesländer und die 
gesetzlichen Krankenkassen (GKV) die 
Finanzierung der (Plan-) Krankenhäuser: 

• Die Investitionskosten werden im Wege 
der öffentlichen Förderung durch die Länder 
getragen. 

• Die Krankenkassen tragen die laufenden 
Betriebskosten (Benutzerentgelte). 

 

Grundsätze der dualen Finanzierung 
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• Plan-Krankenhaus 
 Ist im Krankenhausplan eines Bundeslandes aufgenommen und darf GKV-

Patienten behandeln (§ 108 Nr. 2 SGB V) und hat Anspruch auf 
Investitionsförderung ( §§ 8,  9 KHG). 

• Vertragskrankenhaus 
Ist mittels eines Versorgungsvertrages mit den Krankenkassen und den 
Ersatzkrankenkassen zur Aufnahme von GKV-Patienten zugelassen (§ 108 Nr. 
3 SGB V). 

• Privatkrankenhaus 
Kann GKV-Patienten nur aufgrund von Einzelabsprachen versorgen (§ 13 
Abs. 2 SGB V). 

• Rehabiliationskrankenhaus 
Ist mittels Vertrag der Krankenkassen zur Durchführung von Rehabilitation zugelassen  
(§ 111 SGB V). 

 

 

Grundsätze der dualen Finanzierung 
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Ein Anspruch auf Aufnahme in den 
Krankenhausplan setzt voraus: 

• Notwendigkeit der bedarfsgerechten 
(örtlichen) Versorgung, 

• Leistungsfähigkeit, 

• eigenverantwortliches Wirtschaften und 

• Beitrag zu sozial tragbaren Pflegesätzen.   

 

Grundsätze der dualen Finanzierung 



26 

• Die Investitionsförderung ist ein Ausgleich dafür, 
dass in den Benutzerentgelten keine investiven 
Anteile (Zinsen, Abschreibungen) für Anlagegüter 
und Sachmittel enthalten sind. 

• Fördermittel müssen zweckentsprechend verwendet 
werden. Eine widrige Verwendung oder ein 
Ausscheiden aus dem Krankenhausplan führt zu 
einer Rückerstattungsverpflichtung der noch 
nicht abgeschriebenen Mittel (auf der Passivseite als 

Sonderposten zur Finanzierung des Sachanlagevermögens 
ausgewiesen). 

Finanzierung der Investitionen 
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Fördertatbestände (i.V.m. jeweiligem Landesrecht): 

• Erstausstattung und Wiederbeschaffung von 
Wirtschaftsgütern mit einer Nutzungsdauer von 
mehr als 3 Jahren (§ 9 Abs. 1 KHG). 

• Kosten für den Anlauf, Umstellungen und auch 
Schließungen - nicht jedoch für das insolvente Krankenhaus, s. OVG 

Lüneburg, Urt. V. 11.02.2015, 13 LC 107/14 (§ 9 Abs. 2 KHG). 

• Pauschalförderungen für kurzfristig abschreibbare 
Anlagegüter und kleine Baumaßnahmen (§ 9 Abs. 3 
KHG). 

 

Finanzierung der Investitionen 
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Probleme bei einem Insolvenzverfahren: 

 

• (1) Die Kapitalschnittfunktion des 
Insolvenzverfahrens zur Herstellung der Rentabilität 
ist meist weniger wichtig, 

 

Finanzierung der Investitionen 
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Probleme bei einem Insolvenzverfahren: 

 

• (2) Rückforderungsrisiken 
– § 9 Abs. 3 KHG: Verbrauch der pauschalen Fördermittel 

im operativen Geschäft, ohne dass dies zu einer 
erkennbaren Rückstellung führt, 

–  § 9 Abs. 1 KHG:  
• Bei einer Schließung droht in Höhe der noch nicht abgeschriebenen 

Verpflichtung eine Rückforderung, die zur Erhöhung der 
Schuldenmasse führt, 

• Bei einem Asset-Deal muss der Käufer die noch nicht 
abgeschriebene Verpflichtung übernehmen (meist unproblematisch),  

• Bei einem Insolvenzplan mit Fortführung erfolgt kein 
Mittelwiderruf. 

 

Finanzierung der Investitionen 
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Die Aufnahme im (Landes-)Krankenhausplan 
gilt zugleich als Abschluss eines 
Versorgungsvertrages (§ 109 Abs. 1 S. 2 SGB V);  

 

ansonsten muss dieser mit den Kassen 
vereinbart werden (§ 108 Nr. 3 SGB V). 

 

Finanzierung der Betriebskosten 
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Benutzerentgelte (§ 3 KHEntG) 

 

Krankenhäuser bekommen zur Deckung der 
angefallenen Betriebskosten pro Fall einen 
pauschalen Betrag von der Krankenkasse des 
Patienten, die sogenannte Fallpauschale (DRG). 
Je nach Fall wird diese Pauschale durch eine 
Bewertungsrelation angepasst. 

Finanzierung der Betriebskosten 
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Die Krankenhäuser vereinbaren mit den 
Krankenkassen jeweils ein Jahresbudget:  

• überschreitet das Krankenhaus das Budget, 
weil es mehr Leistungen erbringt als 
vereinbart, führt dies zu einer Rückforderung 
über das Folgebudget (Mehrerlösausgleich)  

• Unterschreitet das Leistungsvolumen das 
vereinbarte Budget, führt dies zu einem 
Mindererlösausgleich im Folgebudget.  

 

Finanzierung der Betriebskosten 
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Probleme im Insolvenzverfahren 

• Aufrechnung mit nicht gezahlten Sozialver-
sicherungsbeiträgen aus der Zeit vor Eröffnung  
(§ 96 InsO), sogar im Insolvenzgeldzeitraum 
(Einheitlichkeit der Einzugsstelle), 

• Altlastenproblem bei Mehr- und Mindererlös-
ausgleich für das Folgebudget, 

• „MDK-Fälle“ führen jedenfalls zu einer potentiellen 
Aufrechnungsbefugnis gegen Benutzerentgelt-
ansprüche, die vor Eröffnung entstanden sind 
(Risiko der Unterbrechung der Zahlungsströme).  

 

 

Finanzierung der Betriebskosten 
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• Der Krankenhaus- ist wie der gesamte 
Gesundheitsmarkt ein dynamischer.  

• Den politisch gewünschten Kosten- und 
Effizienzdruck werden kleinere Häuser 
allerdings nicht standhalten. 

• Mit dem Krankenhausstrukturgesetz werden 
ab nächstem Jahr die weitere Anforderungen 
an die Qualität krisenverschärfend sein. 

Ausblick 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

Schluss 
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Anhang 
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